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PRESSEMITTEILUNG Nr. 209/23 
Luxemburg, den 21. Dezember 2023 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-167/22 | Kommission/Dänemark (Höchstparkdauer) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats: Der Gerichtshof weist die Klage 

der Kommission gegen Dänemark betreffend die Höchstparkdauer auf 

Autobahnrastplätzen ab. 

Im Jahr 2018 führte Dänemark eine Regel ein, die die Höchstparkdauer auf öffentlichen Autobahnrastplätzen in 

Dänemark auf 25 Stunden festlegt. Nach Ansicht der Europäischen Kommission stellt diese Regel eine 

Beschränkung des freien Verkehrs von Beförderungsdienstleistungen dar, da sie dänische und gebietsfremde 

Verkehrsunternehmer nicht gleichermaßen betreffe. Sie leitete daher gegen Dänemark ein 

Vertragsverletzungsverfahren ein. Dänemark vertritt die Auffassung, dass die 25-Stunden-Regel mit dem 

Unionsrecht vereinbar sei. Diese Regel gelte nämlich sowohl für dänische als auch für gebietsfremde 

Verkehrsunternehmer. Außerdem hätten Letztere andere Parkmöglichkeiten in Dänemark. Da das Vorbringen der 

dänischen Regierung die Kommission nicht überzeugte, erhob sie beim Gerichtshof eine Vertragsverletzungsklage. 

Mit seinem Urteil weist der Gerichtshof die Klage der Kommission ab. 

Er stellt fest, dass die 25-Stunden-Regel konkrete Auswirkungen auf die Ausübung der eingeräumten 

Verkehrsrechte, insbesondere der Kabotagerechte, durch gebietsfremde Verkehrsunternehmer haben kann, da sie 

die Fahrer daran hindert, die Autobahnrastplätze für über diese Dauer hinausgehende verpflichtende Ruhezeiten1 

zu benutzen, und gebietsfremde Verkehrsunternehmer stärker betrifft als Verkehrsunternehmer, die eine 

Betriebsstätte in Dänemark haben und somit ihren Fahrern leichter aufgeben können, mit ihren Lastkraftwagen 

dorthin zu fahren. 

Die Kommission hat jedoch keine objektiven Daten vorgelegt, die belegen würden, dass die alternativen 

Parkkapazitäten privater Anbieter im Hinblick auf das relevante Verkehrsaufkommen nicht ausreichen, um 

Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse von mehr als 3,5 t für Ruhezeiten von mehr als 25 Stunden 

aufzunehmen. Ohne solche objektiven Daten und sofern er sich nicht auf bloße Vermutungen stützt, vermag der 

Gerichtshof aber nicht die Feststellung zu treffen, dass die 25-Stunden-Regel tatsächlich geeignet ist, die 

Kabotagetätigkeiten von in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Dienstleistern zu behindern. 

HINWEIS: Gegen einen Mitgliedstaat kann von der Kommission oder einem anderen Mitgliedstaat wegen Verstoßes 

gegen unionsrechtliche Verpflichtungen eine Vertragsverletzungsklage erhoben werden. Stellt der Gerichtshof die 

Vertragsverletzung fest, hat der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil unverzüglich nachzukommen. 

Ist die Kommission der Auffassung, dass der Mitgliedstaat dem Urteil nicht nachgekommen ist, kann sie erneut 

klagen und finanzielle Sanktionen beantragen. Hat ein Mitgliedstaat der Kommission die Maßnahmen zur 

Umsetzung einer Richtlinie nicht mitgeteilt, kann der Gerichtshof auf Vorschlag der Kommission jedoch bereits mit 

dem ersten Urteil Sanktionen verhängen. 
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Bleiben Sie in Verbindung! 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Marguerite Saché ✆ +352 4303 3549 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 

 
1 Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften 

im Straßenverkehr. 
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